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Kleine Anfrage 8669 
 
der Abgeordneten Thomas Röckemann und Dr. Christian Blex   AfD 
 
 
Zwangsverheiratung und Heiratsverschleppung in den Sommerferien – Wie schützt 
Nordrhein-Westfalen gefährdete Kinder? 
 
Die Zwangsheirat stellt einen schwerwiegenden Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht der 
Betroffenen dar und ist nach § 237 des Strafgesetzbuches strafbar. Der Straftatbestand erfasst 
ausdrücklich auch Fälle, in denen ein Mensch durch Gewalt, Drohung oder List ins Ausland 
gebracht oder an der Rückkehr nach Deutschland gehindert wird, um eine Zwangsheirat 
durchzusetzen. 
 
Eine besondere Gefährdung kann während längerer Ferienaufenthalte im Ausland bestehen. 
Jugendliche können unter dem Vorwand einer Urlaubs- oder Familienreise ins Ausland 
gebracht und dort mit einer geplanten Eheschließung konfrontiert oder an ihrer Rückkehr nach 
Deutschland gehindert werden. Erst einmal im Ausland werden beispielsweise Pass, 
Mobiltelefon oder finanzielle Mittel entzogen. Dadurch können auch die Möglichkeiten 
deutscher Behörden, wirksame Hilfe zu leisten, erheblich eingeschränkt sein. 
 
Andere Bundesländer haben vor diesem Hintergrund ihre Präventionsmaßnahmen im 
schulischen Bereich verstärkt.1 Das Kultusministerium Baden-Württemberg machte im Juli 
2026 ausdrücklich darauf aufmerksam, dass das unangemeldete Ausbleiben von Schülern 
nach den Sommerferien in Einzelfällen auf eine Zwangsverheiratung oder ein Festhalten im 
Ausland hindeuten könne. Schulen und Lehrkräften wurde hierzu ein Notfallbogen mit 
Warnsignalen, Handlungsempfehlungen und Hinweisen auf Beratungsstellen zur Verfügung 
gestellt. Auch Berliner Behörden informieren Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe 
gezielt vor den Sommerferien über die Gefahr von Zwangsverheiratungen und sogenannten 
Heiratsverschleppungen. 
 
Der Schule kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Lehrkräfte können zu den wenigen 
Personen außerhalb des familiären Umfelds gehören, denen sich gefährdete Jugendliche 
anvertrauen können. Zugleich setzt der Umgang mit einem entsprechenden Verdacht 
besondere Kenntnisse voraus. Unbedachtes Handeln kann die Gefährdung der betroffenen 
Person sogar erhöhen. 
 
In Nordrhein-Westfalen fördert das Land Fachberatungsstellen gegen Zwangsheirat.2 Die 
Fachberatungsstelle des Mädchenhauses Bielefeld bietet beispielsweise u. a. 
Präventionsveranstaltungen an Schulen, Informationsveranstaltungen für Fachkräfte sowie 

 
1 https://www.focus.de/politik/deutschland/erst-ferien-dann-verheiratet-neue-warnung-vor-
zwangsehen_7b857a00-7e7a-41b3-9a66-c8f4ed011b16.html (abgerufen am 24.08.2026) 
2 https://www.zwangsheirat-nrw.de/ (abgerufen am 24.08.2026) 

https://www.focus.de/politik/deutschland/erst-ferien-dann-verheiratet-neue-warnung-vor-zwangsehen_7b857a00-7e7a-41b3-9a66-c8f4ed011b16.html
https://www.focus.de/politik/deutschland/erst-ferien-dann-verheiratet-neue-warnung-vor-zwangsehen_7b857a00-7e7a-41b3-9a66-c8f4ed011b16.html
https://www.zwangsheirat-nrw.de/
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Fortbildungen zum Erkennen einer drohenden Zwangsheirat und zum richtigen Handeln in 
Verdachtsfällen an.  
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welche konkreten Maßnahmen haben die Landesregierung und insbesondere die 

Ministerien für Schule und Bildung sowie für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, 
Flucht und Integration seit dem Schuljahr 2022/2023 ergriffen, um Schulleitungen, 
Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter in Nordrhein-Westfalen für drohende 
Zwangsverheiratungen bzw. sogenannte Heiratsverschleppungen zu sensibilisieren? 

 
2. Welche landesweit einheitlichen Handlungsempfehlungen oder Notfallleitfäden stehen 

den nordrhein-westfälischen Schulen für Verdachtsfälle einer drohenden 
Zwangsverheiratung oder eines Festhaltens im Ausland zur Verfügung? 

 
3. In welchem Umfang wurden die Angebote der vom Land geförderten 

Fachberatungsstellen gegen Zwangsheirat seit 2022 zur Sensibilisierung von 
Beschäftigten an nordrhein-westfälischen Schulen genutzt? (Bitte für die Jahre 2022 bis 
einschließlich 2026 nach Anzahl der Informations- und Fortbildungsveranstaltungen, 
teilnehmenden Schulen bzw. schulischen Fachkräften sowie Schulform aufschlüsseln) 

 
4. Welche konkreten Handlungsanweisungen oder Empfehlungen erhalten Lehrkräfte und 

Schulsozialarbeiter bei einem begründeten Verdacht auf eine drohende 
Zwangsverheiratung bzw. Heiratsverschleppung? 

 
5. Wie viele Fälle sind der Landesregierung seit dem Jahr 2022 bekannt geworden, in 

denen bei einer Schülerin oder einem Schüler aus Nordrhein-Westfalen im 
Zusammenhang mit einer Ferien- bzw. Auslandsreise der Verdacht einer drohenden 
oder vollzogenen Zwangsverheiratung bzw. eines gegen den Willen der betroffenen 
Person erfolgten Festhaltens im Ausland bestand? (Bitte nach Jahr und Hinweisgeber 
aufschlüsseln)  

 
 
 
Thomas Röckemann  
Dr. Christian Blex 
 


